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A. Bericht des Abgeordneten Dr. Wahl 


Wenn der Zusammenschluß der europäischen j 
Staaten im Europarat nicht auf halbem Wege i 
steckenbleiben sollte, war es sicher eine Notwen- 
digkeit, zwischen den Mitgliedstaaten die modernen 
völkerrechtlichen Formen zur Vermeidung von 
Kriegen, also zur friedlichen Beilegung von Strei- 
tigkeiten, durch eine europäische Konvention zwin- 
gend einzuführen. Diesem Zweck dient das Euro- 
päische Abkommen vom 29. April 1957, das sich in 
seinem Inhalt an die Genfer Generalakte zur fried- 
lichen Beilegung internationaler Streitigkeiten vom 
26. September 1928 und an ihre in den Vereinten 
Nationen revidierte Fassung von 1949 anschließt. 
Der Berichterstatter hat an den mehrjährigen Arbei- 
ten des Rechtsausschusses des Europarates über die 
Konvention teilgenommen, die besonders von dem 
damaligen Vorsitzenden des Rechtsausschusses des 
Europarates, dem Völkerrechtler Professor Rolin, 
gefördert wurde. 

Die Konvention unterscheidet zwischen eigent- 
lichen Rechtsfragen, die dem Internationalen Ge- 
richtshof zur Entscheidung zugewiesen werden, und 
sonstigen Streitigkeiten, die einem Vergleichsver- 
fahren unterworfen werden. Kommt es dabei nicht 
zur friedlichen Beilegung, d. h. zu einem Vergleich 
zwischen den Streitteilen, ist die Angelegenheit 
einem Schiedsgericht zu unterbreiten, das die end- 
gültige Entscheidung fällt. Indessen findet das Ab- 
kommen keine Anwendung auf Streitigkeiten über 
Fragen, die nach Völkerrecht in die ausschließlich 
innerstaatliche Zuständigkeit fallen. Auch bleiben 
Spezialvereinbarungen zwischen den Vertragsstaa- 
ten über die friedliche Beilegung von Streitigkeiten 
aus der Vergangenheit aufrechterhalten und werden 
für die Zukunft Vorbehalten; auch sollen nur Strei- i 


tigkeiten aus neuen Tatbeständen von dem Abkom- 
men erfaßt werden. 

Da die Bundesrepublik Deutschland nicht Mitglied 
der Vereinten Nationen ist, kann sie vor dem Inter- 
nationalen Gerichtshof nach dessen Statut auch nicht 
als Partei auftreten. Artikel 3 der Konvention sieht 
für solche Vertragschließenden vor, daß sie die er- 
forderlichen Maßnahmen zu treffen haben, um Zu- 
tritt zum Internationalen Gerichtshof zu erhalten. 
Damit ist die Abgabe einer bestimmten Loyalitäts- 
erklärung nach Artikel 35 des Statuts des Gerichts- 
hofs gemeint, die die Bundesrepublik in anderem 
Zusammenhang bereits abgegeben hat. 

Die Vergleichskommission, die in dem Vergleichs- 
verfahren tätig wird, setzt sich aus fünf Mitgliedern 
zusammen. Jede Partei ernennt ein Mitglied, die 
drei anderen Mitglieder einschließlich des Vorsit- 
zenden werden im gegenseitigen Einvernehmen 
unter den Angehörigen dritter Staaten ausgewählt. 
Diese Kommissionsmitglieder dürfen auch nicht 
ihren gewöhnlichen Aufenthalt in dem Hoheits- 
gebiet der beteiligten Parteien haben und müssen 
verschiedenen Staaten angehören. Kommt es zu kei- 
ner Einigung über die Zusammensetzung der Ver- 
gleichskommission, so kann ein dritter Staat, auf 
den sich die Streitteile einigen, und wenn auch diese 
Einigung nicht zustande kommt, der Präsident des 
Internationalen Gerichtshofs, bei seiner Verhinde- 
rung der Vizepräsident oder der dienstälteste Rich- 
ter des Gerichtshofs, die nötigen Ernennungen vor- 
nehmen. 

Die Zusammensetzung des Schiedsgerichts erfolgt 
auf die gleiche Weise wie die der Vergleichskom- 
mission. 
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Für weitere Einzelheiten wird auf den Inhalt der 
Konvention und die amtliche Begründung Bezug ge- 
nommen. 

Bisher haben sechs der fünfzehn Unterzeichner- 
staaten, teilweise unter Ausnutzung der in Arti- 
kel 34 enthaltenen Vorbehaltsklausel, das Abkom- 
men ratifiziert. Der Rechtsausschuß steht in Über- 
einstimmung mit der Bundesregierung ebenso wie 
der Auswärtige Ausschuß, dem die Vorlage zur 
Mitberatung überwiesen war, auf dem Standpunkt, 
daß die ganze Konvention in allen ihren Teilen 
ohne Vorbehalt zu ratifizieren sei, und bittet in vol- 


Bonn, den 14. 


1er Einmütigkeit das Hohe Haus darum, der Vorlage 
seine Zustimmung zu geben. 

Das deutsche Volk verabscheut den Krieg und 
sehnt sich nach Frieden. Deswegen müssen seine 
berufenen Vertreter jede Gelegenheit wahrnehmen, 
die Entstehung einer echten Friedensordnung zu 
fördern. Das gilt in besonderem Maße, wenn es sich 
darum handelt, zunächst einmal das „Wachsen des 
Friedensraums" im europäischen Bereich Wirklich- 
keit werden zu lassen. In diesem Geiste waren sich 
die beteiligten Ausschüsse einig. 


Dezember 1960 


Dr. Wahl 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 2081 — unver- 
ändert anzunehmen. 

Bonn, den 14. Dezember 1960 

Der Rechtsausschuß 


Hoogen 

Vorsitzender 


Dr. Wahl 

Berichterstatter 



